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WlrlTSC r-v .s l,~.1BII

An die Klubobfrau des
Freiheitlichen Landtagsklub Salzburg
Chiemseegasse 1
5020 Salzburg

Wir haben die Prüfung

gern. § 11 Salzburger Parteienförderungsgesetz 1981 LGBI 79/1981 idgF

des

Freiheitlichen Landtagsklub Salzburg
5020 Salzburg, Chiemseegasse 1

abgeschlossen und erstatten über das Ergebnis dieser Prüfung folgenden Bericht:

Auftrag

Vom Freiheitlichen Landtagsklub Salzburg. im folgenden Landtagsklub genannt, wurden wir
mit Schreiben vom 11.04.2019 auf Widerruf zu Prüfern im Sinne des § 11 des Salzburger
Parteienförderungsgesetzes 1981 bestellt. Wir haben diesen Auftrag angenommen.
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Bericht zum Rechenschaftsbericht

Prüfungsvermerk

Wir haben den beigefügten Rechenschaftsbericht des

Freiheitlichen Landtagsklub Salzburg

für das Kalenderjahr vom 01. Jänner 2019 bis zum 31. Dezember 2019 geprüft.

Nach unserer Beurteilung entspricht der beigefügte Rechenschaftsbericht samt Anlagen des
Freiheitlichen Landtagsklub Salzburg, für das Kalenderjahr vom 13. Juni 2019 bis zum 31.
Dezember 2019 in dem geprüften Umfang den Vorschriften des Salzburger
Parteienförderungsgesetzes (§11 S.PartfördG).

Grundlage für den Prüfungsvermerk

Wir haben unsere Prüfung des Rechenschaftsberichts in Übereinstimmung mit den
österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese
Grundsätze erfordern die Anwendung der International Standards on Auditing (ISA), im
Speziellen ISA 805 (Revised) 2016. Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Grundsätzen
und Standards sind im Abschnitt "Verantwortlichkeiten der Wirtschaftsprüfer für die Prüfung
des Rechenschaftsberichts" weitergehend beschrieben.

Wir sind von der Partei unabhängig in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des
Parteiengesetzes und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen
beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind,
um als Grundlage für unseren Prüfungsvermerk zu dienen.

Hinweis zur Rechnungslegungsgrundlage

Ohne unseren Prüfungsvermerk zu modifizieren, weisen wir auf § 11 S.PartfördG. hin, die die
Rechnungslegungsgrundlage des Rechenschaftsberichts beschreiben. Der
Rechenschaftsbericht umfasst die Aufstellung über die Einnahmen und Ausgaben (§ 11
S.PartfördG.) des Freiheitlichen Landtagsklub Salzburg. Der Rechenschaftsbericht wurde
aufgestellt, um entsprechend dem Salzburger Parteienförderungsgesetz öffentliche
Rechenschaft über die Einnahmen und Ausgaben des Freiheitlichen Landtagsklub Salzburg zu
geben. Folglich ist der Rechenschaftsbericht möglicherweise für einen anderen Zweck nicht
geeignet.

Verantwortlichkeiten des Leitungsorgans für den Rechenschaftsbericht

Das Leitungsorgan des Landtagsklubs ist verantwortlich für die Aufstellung des
Rechenschaftsberichts und dafür, dass dieser in Übereinstimmung mit den Vorschriften des
Salzburger Parteienförderungsgesetzes aufgestellt wird. Ferner ist das Leitungsorgan
verantwortlich für die internen Kontrollen, die es als notwendig erachtet, um die Aufstellung
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eines Rechenschaftsberichts zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. Das Leitungsorgan des Landtagsklubs ist
auch verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des
Landtagsklubs.

Verantwortlichkeiten der Wirtschaftsprüfer für die Prüfung des Rechenschaftsberichts

Unsere Ziele sind hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Rechenschaftsbericht
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen
Darstellungen ist, und einen Prüfungsvermerk zu erteilen. Hinreichende Sicherheit ist ein
hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit den
österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der
ISA erfordern, durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche
vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder
Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder
insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie die auf der Grundlage dieses
Rechenschaftsberichts getroffenen Entscheidungen der Adressaten des
Rechenschaftsberichts beeinflussen.

In Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während der gesamten
Prüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber
hinaus gilt:

• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder
unbeabsichtigter falscher Darstellungen im Rechenschaftsbericht, planen
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unseren
Prüfungsvermerk zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus
Irrtümern resultierendes, da dolose Handlungen betrügerisches Zusammenwirken,
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen oder das
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

• Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Prüfung des Rechenschaftsberichts
relevanten internen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil
zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems des Landtagsklubs abzugeben.

• Wir beurteilen die Angemessenheit der vom Leitungsorgan angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der vom Leitungsorgan
gegebenenfalls näherungsweise ermittelten Werte im Rechenschaftsbericht und in den
Anlagen.

• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und die rechnerische Richtigkeit des
Rechenschaftsberichts einschließlich der Anlagen sowie, ob der Rechenschaftsbericht die
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein
möglichst getreues Bild erreicht wird.
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Unsere Verantwortlichkeit und Haftung ist analog zu § 275 Abs. 2 UGB (Haftungsregelungen
bei der Abschlussprüfung einer kleinen oder mittelgroßen Gesellschaft) gegenüber dem
Landtagsklub und auch gegenüber Dritten mit insgesamt 2 Millionen Euro begrenzt.

~-\V
Dr. Richard Brugger

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater

Salzburg, am 11.05.2020
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ANHANG

RECHENSCHAFTSBERICHT SAMT BEILAGEN
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Rechenschaftsbericht für das Jahr 2019 gern. § 11 S.PartfördG

Freiheitlicher Landtagsklub Salzburg

1. Aufstellung der Einnahmen und Erträge entsprechend der in § 11 Abs. 3 S.PartfördG

vorgegebenen Gliederung

1. Mitgliedsbeiträge
2. Zuwendungen nach diesem Gesetz
3. besondere Beiträge von den der Landtagsfraktion angehörenden

Mandataren und Funktionären
4. Spenden
5. Kapitalerträgnisse und Zinsen sowie Erträgnisse aus

sonstigem Vermögen
6. Zuwendungen in Form kostenlos oder ohne entsprechende Vergütung

zur Verfügung gestellten Personals (lebende Subventionen)
7. sonstige Ertrags- und Einnahmenarten

Jahresgesamtsumme

0,00
469.116,70

0,00
0,00

27,80

0,00
285,00

469.429,50

2. Aufstellung der Ausgaben entsprechend der in § 11 Abs. 4 S.PartfördG vorgegebenen

Gliederung

1. Personalaufwand
2. Büroaufwand und Anschaffungen
3. Sachaufwand für Öffentlichkeitsarbeit einschließlich

Presseerzeugnisse sowie Bildungsarbeit
4. Veranstaltungen
5. Fuhrpark
6. sonstiger Sachaufwand für Administration
7. Mitgliedsbeiträge
8. Rechts-, Prüfungs- und Beratungskosten
9. Aufwand für Kredite und Bildung von Reserven

10. sonstige Aufwandsarten
Jahresgesamtsumme

249.810,65
7.690,66

35.553,09
14.536,85

0,00
1.883,40

0,00
1.134,00

0,00
5.145,53

315.754,18

~' iL&?c!
Marle~e Svazek, BA

KfÜbobfrau

Salzburg. am 11.05.2020
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Allgemeine Auftragsbedingungen
für Abschlussprüfungen

(AA8 AP 2011)

Auszug aus den vom Vorstand der Kammer der WIrtschaftstreuhänder mit
Beschluss vom 8.3.2000 zur Anwendung empfohlenen Allgemeinen
Auftragsbedingungen für WIrtschaftstreuhandberufe. umfassende Teile der
Präambel und die Punkte 1 bis 16 des I. Teiles. Adaptiert vom ArbeItskreis
tür Honorarfragen und Auftragsbedingungen am 23.5.2002, arn
21.10.2004, arn 18.12.2006, am 31.8.2007, am 26.2.2006, am 30.06.2009,
arn 22.3.2010 sowie am 21.02.2011.

Präambel und Allgemeines

(1) Wird nicht abgedruckt.

(2) Für alle TelJe der Auftragsbedingungen gilt, dass, lalls einzelne
Bestimmungen unwirksam sein sollten, dies die Wirksamkeit der übrigen
Bestimmungen nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung Ist durch eine
gOltlge, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, zu ersetzen.

(3) Für alle TelJe der Auftragsbedingungen gilt weiters, dass der zur
Ausübung eines Wlrtschattstreuhandberufes Berechtigte verplilchtet ist,
bel der Erfüllung der vereinbarten Leistung nach den Grundsätzen
ordnungsgemäßer BerulsausObung vorzugehen. Er Ist berechtigt, sich zur
Durchführung des Auftrages hlefür geeigneter Mitarbeiter zu bedienen.

(4) Für alle Teile der Auftragsbedingungen gilt schließlich, dass
ausländisches Recht vom Berufsberech~gten nur bel ausdrücklicher
schriftlicher Vereinbarung zu berücksichtigen Ist.

(5) Oie In der Kanzlei des BerufsberechtIgten erstellten Arbeiten können
nach Wahl des BerufsberechtIgten entweder mit oder ohne elektronische
Datenverarbeitung erstellt werden. Für den Fall des Einsatzes von
elektronischer Datenverarbeitung Ist der Auftraggeber, nicht der
Berufsberechtigte, verpilichtet, die nach den DSG notwendigen
Registrierungen oder Verständlgungen vorzunehmen.

(6) Der Auftraggeber verplllchtet sich, Mitarbeiter des BerufsberechtIgten
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des
Auftragsverhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem Ihm
nahestehenclen Unternehmen zu beschäHlgen, wIdrigenIalls er steh zur
Bezahlung eines Jahresbezuges des Qbernommenen Mitarbeiters an den
BerufsberechtIgten verpHlchtet,

I.TEIL

t. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten tOr Verträge über
(gesetzliche und freiwillige) Prüfungen mit und ohne Beslätigungsvermerk,
Gutachten, gerichtliche Sachverständigen tätigkeit, Erstellung von Jahres-
und anderen AbschlOssen, SteuerberatungstätIgkeit und Ober andere Im
Rahmen eines Werkver1rages zu erbringende Tätigkeiten mit Ausnahme
der FOhrung der BOcher, der Vornahme der Personalsachbearbeitung und
der Abgabenverrechnung.

(2) Oie Auftragsbedingungen gelten, wenn Ihre Anwendung
ausdrücklich oder stillschweigend vereinbart ist. Darüber hinaus sind sie
mangels anderer Vereinbarung Auslegungsbehelf.

(3) Punkt B gilt auch gegenüber Dritten, die vom Beauftragten zur
Erfüllung des Auftrages im Einzelfall herangezogen werden.

2. Umfang und Ausführung des Aullrages

(1) Auf die Absätze 3 und 4 der Präambel wird verwiesen.

(2) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen schriftlichen als auch mOndlichen Äußerung, so Ist der
Berufsberechtigte nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änclerungen
oder sich daraus ergebende Folgerungen hinzuweisen. Dies gilt auch für
abgeschlossene Teile eines Auftrages.

(3) Ein vom Berufsberechtigten bei einer Behörde (z.B. Finanzamt,
Sozialversicherungsträger) elektronisch eingereichtes Anbringen Ist als
nfcht von Ihm beziehungsweise vom übermittelnden BevollmäChtigten
unterschrieben anzusehen.

3. AufklärungspIlIcht des Auftraggebers; VollständigkeItserklärung

(1) Der Aullraggeber hat dafür 2U sorgen, dass dem BerufsberechtIgten
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle tOr die AuslOhrung des
Auftrages notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorgelegt werden und Ihm
von allen Vorgängen .und Umständen Kenntnis gegeben wird, die lOr die
Austuhrung des Auftrages von 'Bedeutung sein können. Dies gilt auch tur
die Unlerlagen, Vorgänge und Umstände, d!e erst während der Tätigkeit
des BerufsberechtIgten bekannt werden.

(2) Der Auftraggeber hat dem BerufsberechtIgten die Vollständigkeit
der vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und
Erklärungen Im Falle von PrOfungen, Gutachten und
SachverständigentätIgkeit schriftlich zu bestätigen. Diese
VollständigkeItserklärung kann auf den berufsüblichen Formularen
abgegeben werden.

(3) Wenn bel der Erstellung von JahresabschlUssen und anderen
AbschlOssen vom Auftraggeber erhebliche Rlsken nicht bekannt gegeben
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit keinerlei
Ersatzpflichten.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber Ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu
verhindern, dass die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des
BerufsberechHgten gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser
Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt Insbesondere tor Angebote auf
Anstellung und tür Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu
ühsmehmen.

(2) Der Auftraggeber stimmt zu, dass seine persönlichen Daten,
nämlich sein Name sowie Art und Umfang Inklusive
Leistungszeitraum der ZWischen BerufsberechtIgten und
Auftraggeber vereinbarten Leistungen (sowohl P.~Ufungs- afs auch
NIchtprüfungsleistungen) zum ZWBck der UberprUfung des
Vorllegens von Befangenheits- oder AusschlleßungsgrQnden ISd §§
271 ff UGB Im InformatIonsverbund (Netzwerk), dem der
BerufsberechtIgte angehört, verarbeitet und zu diesem Zweck an die
übrigen Mitglieder des Intormatlon9verbund~s (Netzwerkes) auch Ins
Ausland übermittelt werden (eine Liste aller Ubermlttlungsempfänger
wird dem Auftraggeber auf dessen Wunsch vom beauftragien
BerufsberechtIgten zugesandt). Hierfür entbindet der Auftraggeber
den Berulsberechtlgten nach dem Datenschutzgesetz und gern § 91
Abs 4 Z 2 WTBG ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht.
Der Auftraggeber nimmt In diesem Zusammenhang des Weiteren zur
Kenntnis, dass In Staaten, die nicht Mitglieder der EU sind, ein
nledrlgeree Datenschutznlveeu als In der EU herrschen kann, Der
Auftraggeber kann diese Zustimmung Jederzeit schriftlich an den
Berulsberechtlgten widerrufen,

5. Berlchterstatlung

(1) Bei Pratungen und Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart
wurde, ein schriftlicher Bericht zu erstatten.

(2) Gibt der Berufsberech~gte über die Ergebnisse seiner Tätigkeit eine
schriftliche Äußerung ab, so haftet er rar mUndliche Erklärungen Ober
diese Ergebnisse nicht. Für schriftlich nicht bestätigte Erklärungen und
Auskünfte von Mitarbeitern haftet der Berulsberechtlgte nicht.

(3) Alle Auskünfte und Stellungnahmen vom BerufsberichtIgten und
seinen Mitarbeitern sind nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen
oder schrifllich bestätigt werden. Als schriftliche Stellungnahmen gelten
nur solche, bei denen eine IIrmenmäßlge Unterfertigung ertolot, Als
schriftliche Stellungnahmen gelten keinesfalls AuskOnlte auf
elektronIschem Wege. tnsbesondara auch nicht per E-Mail.



(4) Bel elektronischer Übermittlung von Informationen und Daten können
Überlragungsfehler nicht ausgeschlossen werden. Der Berufsberechtlgle
und seine Mitarbeiter haften nicht fOrSchaden. die durch die eleklronlsche
ÜbermlHlung verursacht werden. Die elektronische ÜbermlHlung erfolgt
ausschließlich auf Gefahr des Aunraggebers. Dem Auftraggeber ist es
bewusst. dass bei Benutzung des Internet die Geheimhaltung nicht
gesIchert ist. Weiters sind Anderungen oder Ergänzungen zu Dokumenten.
die übersandt werden. nur mit ausdrücklicher Zustimmung zulässig.

(5) Der Empfang und die Weiterleitung von Informationen an den
BerufsberechtIgten und seine Mitarbeiter sind bel Verwendung von Telefon

insbesondere in Verbindung von automatischen
Anrulbeantwortungssystemen. Fax. E·Mail und anderen elektronischen
I<ommunlkationsmlttel - nicht immer sichergestellt. Aufträge und wichtige
Informationen gelten daher dem Berufsberechllgten nur dann als
zugegangen, wenn sie auch schriftlich zugegangen sind, es sei denn, es
wird Im Einzelfall der Empfan9 ausdrücklich bestätigt. Automatische
Übermlttlungs- und Lesebestätigungen gelten nicht als solche
ausdrOcklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere IOr die
Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen.
Kritische und wichtige Mitteilungen mUssen daher per Post oder Kurier an
den Berufsberechllgten gesandt werden. Die Ube~gabevon Schriftstucken
an Mllarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Ubergabe.

(6) Der Auftraggeber stimmt zu, dass er vom BerufsberechtIgten
wiederkehrend allgemeine steuerrechtlIche und allgemeine
wIrtschaftsrechtllohe Informallonen elektronisch Obermlttelt bekommt. Es
handelt sich dabei nicht um unerbetene Nachrichten gemäß § 107 TKG.

6. Schutz des gelsllgen Eigentums des Berufsberechtigten

(1) Der Auf1raggeber Ist verpflichtet, dalOr zu sorgen, dass die Im
Rahmen des Auftrages vom Berulsberechtlgten erstellten Berichte,
Gutachten, Organlsatlonsprane, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen
und dergleichen nur rar Auftrajlszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG
1988) verwendet werden. Im Ubrlgen bedarf die Weitergabe beruflicher
schriftlicher als auch mOndlicher Äußerungen des BerufsberechtIgten an
einen Dritten zur Nutzung der schrlltllchen Zuslimmung des
BerufsberechtIgten.

12) Die Verwendung beruflicher schriftlicher als auch mündlicher
Äußerungen das BerUfsberechtigtan zu Werbezwecken Ist unzulässig; ein
Verstoß berechtigt den Berufsbarechllgten zur fristlosen KOndlgung eller
noch nicht durchgefOhrten Auftrllge des Auftraggebers.

(3) Dem Berufsberechllgten verbleibt an seinen Leistungen das
Urheberrecht. Die EInräumung von Werknutzungsbewllllgungen bleibt der
schr1fHlchenZustlmmung des Elerufsberechtlgten vorbehalten.

7. Milngelbeseiligung

(t) Der BerufsberechtIgte Ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich
hervorkommende Unrichtigkeiten und Mängel In seiner bsnnllchen
schriftlicher als auch mündlicher ÄUßerung zu beseitigen, und verplilchtet,
den Auftraggeber hievon un~erzUglich zu verständigen. Er Ist b~rechllgl,
auch Oberdie ursprOngliche Außerung Informierte Drille von der Anderung
zu verständigen.

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind;
dieser Anspruch' erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung, des
BerufsberechtIgten bzw. - falls eine schrl«lIche Äußerung nicht abgegeben
wird - sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten Tätigkeit des
Berufsberechllgten.

(3) Der Auftraggeber hat bel Fehlschlägen der Nachbesserung
etwaiger Mängel Anspruch aul Minderung. Soweit darilber hinaus
SchadenersatzansprUche bestehen, glll Punkt 6.

8. Haftung

(1) Der Berufsberechtigte haftet nur fOrvorsätzliche und grob lahrlässig
verschuldete Verletzung der übernommenen Verpnlchtungen.

(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des
BerufsberechtIgten höchstens das zehnfache der
Mindestverslcherungssumme der BerufshaftpflIchtversicherung gemäß §
11 Wlrtschaftstreuhandberufsgesetz (WTBG) in der jeweils geltenden
Fassung.

(3) Jeder Schadenersalzanspruch kann nur innerhalb von sechs
Monaten nachdem der oder die AnspruchsberechtIgten von dem Schaden
Kenntnis erlangt haben. spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab
Eintritt des (Pririiär)Schadens nach dem anspruchsbegrOndenden Ereignis
gerichtlich geltend gemacht werden. sofern nicht In gesetzlichen
Vnr,r:hrmp.n7.winop.nrlanrlAr" Vfjrj~hrl.lng~fri~ten !estgeselzl sind.

(4) Gilt tor Tätigkeiten § 275 UGB kraft zwingenden Rechtes, so gelten
die Haflungsnormen des § 275 UGB insoweit sie zwingenden Rechtes
sind und zwar auch dann, wenn an der Durchtuhrung des Aunrages
mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz
verptllchlete Handlungen begangen worden sind, und ohne ROcksicht
darauf. ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben.

(5) In Fällen, In denen ein förmlicher BestätIgungsvermerk erteilt wird,
'beginnt die Verjährungsfrist spätestens mll Ertellung des
BestätIgungsvermerkes zu laufen.

16) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten
verarbeitenden Unternehmens, durchgeführt und der Auftraggeber hlevon
benachrlchllgt, so gellen nach Gesetz und den Bedingungen des Dritten
entstehende Gewährlelstungs- und Schadenersatz-ansprücha gegen den
Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Berulsberechllgte haftet
nur fOrVerschulden bel der Auswahl des Dritten.

(7) Eine Haftung des Berufsberechtlgtan einem Dritten geg,enOberwird
bel Weitergabe beruflicher schriftlicher als auch mOndlicher Außerungen
durch den Auftraggeber ohne Zustimmung oder Kenntnis des
BerufsberechtIgten nicht begründet.

(8) Die vorstehenden Bestimmungen gellen nicht nur Im Verhältnis zum
Aunraggeber, sondern auch gegenaber Dritten, soweit Ihnen der
Berufsberechtigte ausnahmsweise doch tor seine Tällgkeit haften sollte.
Ein Driller kann jedenfalls keine AnsprUche steifen. die Ober einen
allfälligen Anspruch des Auftra9gebers hinausgehen. Die
Haftungshächstsumme gilt nur insgesamt einmal fOr alle Geschädigten.
einschließlich der ErsatzansprOche des Auftraggebers selbst, auch wenn
mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere
Dritte) geschädigt worden sind; Geschadlgte werden nach Ihrem
Zuvorkommen befriedigt.

9. VerschwiegenheItspflIcht, Datenschutz

(1) Der BerufsberechtIgte Ist gemäß § 91 WTBG verpflichtet, Ober alle
Angelegenheiten, die Ihm Im Zusammenhang mit seiner Tällgkelt fOr den
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn,
dass der A.~ftraggeber Ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder
gesetzliche AUßerungsptlichten entgegen stehen.

(2) Der BerufsberechtIgte darf Berichte. Gutachten und sonstige
schriftliche ÄUßerungen aber die Ergebnisse seiner Tätigkeit Drlnen nur
mit Einwilligung des Auftraggebers aushandlgen, es sei denn, dass eine
geselzllcllt1 Vtlrpflichlung hlezu besteht.

(3) Der Berufs berechtigte Ist befugt, Ihm anvertraute
personenbezogene Daten Im Rahmen der Zweckbestlmmung des
Auftrages zu verarbeiten oder durch Dritte gemäß Punkt 8 Abs 6
verarbeiten zu Isssen. Der Berufsberecht/gte geWährleistet gemäß § t 5
Datenschul2gesetz die Verpflichtung zur Wahrung des
Datengeheimnisses. Dem Berufsberechtigten Uberlassenes Material
(Datenträger, Daten, Kontro)/zahlen, Analysen und Programme) sowie alle
Ergebnisse aus der OurchfOhrung der Arbeiten werden grundsälzllch dem
Auftraggeber gemäß § 11 DatenschutzgeselZ zurückgegeben, es sei
denn, dass ein schriftlicher AUftrag seitens des Auftraggebers vorliegt,
Material bzw. Ergebnis an Dritte weiterzugeben. Der Berufsberechllgte
verpflichtet sich, Vorsorge zu treften, dass der Auftraggeber seiner
AuskunftspflIcht laut § 26 Datenschutzgesetz nachkommen kann. Die
dazu notwendigen Auftrilge des Auftraggebers sind schriftlich an den
Berulsberechtrgten weiterzugeben. Solern fOr solche Auskunllsarbeiten
kein Honorar vereinbart wurde, Ist nach tatsächlichem Aufwand an den
Auftraggeber zu verrechnen. Der Verpflichtung zur Inlormatlon der
Betroffenen bzw. Registrierung Im DatenverarbeItungsregister hat der
Auftraggeber nachzukommen. sofern nichts Anderes auscrüoküon
schriftlich vereinbart wurde.

10. KOndlgung

11) Soweit nicht etwas Anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich
zwingend vorgeschrieben 151, können die Vertrags partner den Vertrag
jederzeit mit sofortiger Wirkung kUndigen. Der Honoraranspruch bestimmt
sich nach Punkl 12.

(2) Ein - im Zweifel stets anzunehmender - Dauerauftrag (auch mit
Pauschalvergütung) kann allerdings. soweit nichts Anderes schriftlich
vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes (vergleiche § 88
Abs 4 WTBG) nur unter EInhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende
eines Kalendermonats gekündigt werden.

(3) Bei einem gekündigten Dauerauftragsverhältnis zählen _ außer In
Fallen des Abs 5 - nur jene einzelnen Werke zum verbleibenden
AunrilQ.&stand, deren vollständige oder Ubarwiegenda AusfOhrung
innerhalb der Kündigungsfrist möglich Ist, wobei JahresabschlUsse und
JahresstBuererklärungen Innerhalb von 2 Monaten nach Bllanzst/chta9 als
überwiegend auslührbar anzucohcn slnd. DIßsfalis alnd sle auch
tatsächlich innerhalb betutsübllcher Frist fertig zu stellen, sofern sämtliche



arforderlichen Unterlagen unverzüglich zur Verfügung-gestellt werden und
soweit nicht ein wichtiger Grund iSd § 88 Ab. 4 WTBG '/orliegt.

(4) Im Falle der KOndigung gemäß Abs 2 ist dem Auftraggeber
IMerhalb Monatsfrist schriftlich bekannt zu geben. welche Werke im
Zeitpunkt der Kündigung des Auftragsverhältnisses noch zum fertig zu
siellenden Auftragssland zählen.

(5) Unterbleibt die Bekanntgabe von noch auszutohrenden Werken
Innerhalb dieser Frist, so gilt der Dauerauftrag mit Fertigsteilung der zum
Zeitpunkt des EInlangens der KOndlgungserklärung begonnenen Werke
als beendet.

(6) Wären bel einem Dauerauftragsverhällnls im Sinne der Abs 2 und ~
• gleichgültig aus welchem Grunde· mehr als 2 gleichartige, üblIcherweise
nur einmal Jährlich zu erstellende Werke (z.B. Jahresabschlüsse,
Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die darüber hinaus
gehenden Werke nur bel ausdrücklichem Einverständnis des
Aultraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist
der Auftraggeber in der Mitteilung gemäß Abs 4 gegebenenfalls
ausdrücklich hinzuweisen.

11. Annahmeverzug und unterlassene Mltwirl<ung des Auftraggebers

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Berulsberechtlgten
angebotenen Leistung In Verzug oder unterlässt der Auttraggeber eine Ihm
nach Punkt 3 oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der
Berufsberechtigle zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt. Seine
Honoraransprüche bestimmen sich nach Punkt 12. Annahmeverzug sowie
unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begrOnden auch dann
den Anspruch des BerufsberechtIgien aul Ersatz der ihm hierdurch
entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens,
wenn der BerufsberechtIgte von seinem Kündigungsrecht keinen
Gebrauch macht.

12. Honoraranspruch

(1) Unterbleibt die Ausführung des Auffrages (z.B. wegen Kündigung),
so gebührt dem BerufsberechtIgten gleichwohl das vereinbarte Entgelt,
wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, deren Ursache auf
Selten des Bestellers liegen, daran verhindert worden ist (§ 1168 ABGB);
der Berufsberechtlgte braucht sich In diesem Fall nicht anrechnen zu
lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner und seiner
Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlässt.

(2) Unterbleibt eine zur AustOhnmg des Werkes erforderliche
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der BerufsberechtIgte auch
berechtigt, Ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der
Erklärung, dass nach fruchtlosem Verstreichen der Fris! der Vertrag als
aufgehoben gelte, Im Übrigen gelten die Folgen des Abs 1.

(3) Kündigt der BerufsberechtIgte ohne wichtigen Grund zur Unzeit, so
hat er dem Auttraggeber den daraus entstandenen Schaden nach
Maßgabe des Punktes 8 zu ersetzen.

(4) Ist der Aultraggeber - auf die Rechtslage hingewiesen - damit
einverstanden, dass sein bisheriger Vertreter den Auttrag ordnungsgemäß
zu Ende tührt, so ist der Auftrag auch auszutohren.

13. Honorar

(1) Sofern nicht ausdrücklich UnentgeltlIchkelt, aber auch nichis Anderes
vereinbart isl, wird gemäß § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessenen
Entlohnung geschuldet. Sofern nicht nachweislich eine andere
Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers immer
auf die älteste Schuld anzurechnen. Der Honoraranspruch des
BerufsbereChtIgten ergibt sich aus der zwischen Ihm und seinem
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung.

(2) _ Das gute Einvernehmen zwischen den zur Ausübung eines
Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten und ihren Auftraggebern wird vor
allem durch möglichst klare Entgeltverelnbarungen bewirkt.

(3) Oie kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine vierfel
Stunde.

(4) Auch die Wegzeit wird Oblicherwelse Im notwendigen Umfang
verrechnet.

(5) Das Aktenstudium In der eigenen Kanztei, das nach Art und
Umfang zur Vorbereitung des Berufsberechtigten notwendig ist. kann
gesondert verrechnet werden.

(6) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere
Umstände oder besondere Inanspruchnahme durch den Aultraggeber ein
bereits vereinbartes Enlgelt ats unzureichend. so sind Nachverhandlungen

mit dem Ziel, ein angemessenes Entgelt nachträglich zu vereinbaren,
üblich, Dies Ist auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren üblich.

(7) Die BerufsberechtIgten verrechnen die Nebenkosten und die
Umsatzsteuer zusätzlich.

(8) Zu den Nebenkosten zählen auch belegte oder pauschalierte
Barauslagen, Reisespesen (bel Bahnfahrten 1. Klasse, gegebenenfalls
Schlatwagen). Diäten, Kilometergeld, Fotokoplerkosten und ähnliche
Nebenkosten.

(9) Bei besonderen Haf1pllichtverslcherungserfordernissen zählen die
betreHenden Versicherungsprämien zu den Nebenkosten.

(10) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und
Sachaufwendungen fOr die Erstellung von Berichten,_ Gutachten uä.
anzusehen.

(11) FOr die AusfOhrung eines Auflrages, dessen gemeinschaftliche
Erledigung mehreren BerufsberechtIgten übertragen worden Ist, wird von
jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.

(12) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer
Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für
Entgeltzahlungen. die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden,
können Verzugszinsen verrechnet werden. Bel beiderseitigen
Untemehmergeschäften gelten Verzugszinsen In der Höha von 8 % Ober
dem Basiszinssatz als vereinbart (siehe § 352 UGB).

(13) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit
Ende der Letstung bzw. mit späterer. in angemessener Frist erlolgter
Rechnungslegung zu laufen.

(14) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab
Rechnungsdatum schriftlich beim BerufsberechtIgten Einspruch erhoben
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer
Rechnung In dte Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.

(15) Auf die Anwendung des §934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das Ist
die Anfechtung wegen VerkOrzung über die Hälfte für Geschäfte unter
Unternehmern, wird verzichtet.

14. Sonstiges

(1) Der Berufsberechtigte hat neben der angemessenen Gebühren·
oder Honorarforderung Anspruch auf Ersatz seiner Auslagen. Er kann
entsprechende Vorschasse verlangen und seine (fortgeselzte)·Tätlgkeil
von der Zahlung dieser Vorschasse abhängig machen. Er kann auch die
Auslieferung des Leistungsergebnisses von der vollen Befrledlgung seiner
AnsprUche abhängig machen. Auf das gesetzliche ZurQckbehaitungsrecht
(§ 471 ABGB, § 369 UGB) wlrd In diesem Zusammenhang verwiesen.
Wird das ZurOckbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der
BerufsberechtIgte nur bel krass grober Fahrlässigkeit bis zur Höhe setner
noch offenen Forderung. Bel Dauerverträgen darf die Erbrlngung weiterer
Leistungen bis zur Bezahlung frOherer leistungen verweigert werden. Bei
Erbrlngung von Telilelstungen und offener Tellhonorlerung gilt dies
sinngemäß.

(2) Nach Übergabe sämUlcher vom WT arsteIlten
aufbewahrungspftlchtlgen Daten an den Auftraggeber bzw. an den
nachfolgenden Wirtschafts treuhänder Ist der BerufsberechtIgte berechtigt,
die Daten zu löschen.

(3) Eine Beanstandung der Arbeiten des BerufsberechtIgten berechtigt,
außer bei oHenkundlgen wesentlichen Mängeln, nicht zur ZurOckhaitung
der Ihm nach Abs 1 zustehenden Vergütungen.

(4) Eine Aulrechnung gegen Forderungen des BerufsberechtIgten aul
Vergütungen nach Abs 1 Ist nur mll unbestrittenen oder rechtskrättlg
feslgestellten Forderungen zutässlg.

(5) Der Berufsberechtigte hat auf Verlangen und Kosten des
Aul1raggebers alle Unterlagen herauszugeben. die er aus Anlass seiner
Tätlgllelt von diesem erhalten hat. Dies glll jedoch nicht Iür den
Schriftwechsel zwischen dem Berufsberechtigten und seinem
Auftraggeber und IOr die Schriftstücke, die dieser tn Urschrift besitzt und
lür SchrillstOcke. die einer Autbewahrungsptlicht nach der
Geldwäscherichtlinie unterliegen. Der Berufsberechtigte kann von
Untertagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder
Fotokopien anfertigen. Der Auttraggeber hat hlefOr die Kosten insoweit zu
tragen als diese Abschriften oder Fotokopien zum nachträglichen
Nachweis der ordnungsgemäßen Erfüllung der Berufspflichten des
BerutsberechNgten erforderlich sein könnten.

(6) Der Aultragnehmer Ist berechtigt, im Falle der Auttragsbeendlgung lür
weiterführende Fragen nach Auftragsbeendigung und die Gewährung des
Zugangs zu den relevantan Informationen Ober das geprUfte
Unternehmen ein angemessenes Entgelt zu verrechnen.



(7) Der Auftraggeber hat die dem Berufsberechtigten übergebenen
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bel
Nlchtabholung übergebener Unterlagen kann der Berufsberechtigte nach
zweimaliger nachweislicher AUfforderung an den Auftraggeber.
ObergebeneUnterlagen abzuholen, diese auf dessen Koslen zurückstellen
und/oder Depotgebühren in Rechnung stellen.

(8) Der BerufsberechtIgte Ist berechtigt, frullge Honorarforderungen mit
etwaigen Depotgulhaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder
anderen In seiner Gewahrsame beftndllchen liquiden Mllteln auch bei
ausdrUcKlicher Inverwahrungnahme zu Kompensieren, sofern der
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Berufsberechtigen rechnen
musste,

(9) Zur Sicherung einer bestehenden oder Künftigen Honorarforderung
ist der BerufsberechtIgte berechtigt, ein Hnanzamlllches Gulhaben oder ein
anderes Abgaben- oder Beltragsgulhaben des Auftraggebers auf ein
Anderkonto zu Iransferleren. DIesfalls Ist der Auftraggeber vom erfolgten
Transter zu verständigen. Danach kann der sichergestellte Betrag
enlweder Im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden.

15. Anzuwendendes Recht, ErfOliungsort, Gerfchlsstand

(1) FOr den Auftrag, seine DurchfOhrung und die sIch hieraus
ergebenden AnsprUche gilt nur österreichisches Recht.

(2) ErfOliungsort Ist der Ort der beruflichen Niederlassung des
Berufsberechllgten.

(3) FOrSIreilIgkelten Ist das Gericht des ErfUllungsortes zusländlg.
16. Ergänzende Bestimmungen tür PrUtungen

(1) Bei AbSChlussprüfungen, die mit dem Ziel der Erteilung eines
förmlichen Beställgungsvermerkes durchgefOhrt werden (wie z.B. §§
268ft UGB) erstreckt sich der Auftrag, soweit nicht anderweitIge
schriftliche Vereinbarungen getroffen worden sind, nicht auf die PrOfung
der Frage, ob die Vorschriften des Steuerrechts oder Sondervorschriften,
wiH l.B. cJlij Vur~chrlfl~rI cJ~sPrels-, W~lIb!lwarbsbeschrllnkungs- und
Devisenrechts, eingehalten sind. Die AbschlussprOfung erstreckt sich
auch nicht auf die PrOhmg der FOhrung der Geschäfte hinsichtlich
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmaßlgkelt. Im Rahmen der
AbsChlussprOfungbesteht auch keine Verplllchtung zur AUfdeckung van
Buchfälschungen und sonstigen UnregelmIlßfgl<elten.

(2) Bei Abschlusaprüümgen Ist der Jahresabschluss, wenn ihm der
uneingeschränkte oder elngeschrQnkta BestätIgungsvermerk beigesetzt
werden kann, mit jenem BestätIgungsvermerk zu versehen, der der
betreffenden Unternehmensfonm sntsprlcht,

(3) Wird ein Jahresabschluss mit dem BestäUgungsvermerk des
PrOlersver~ffentllcht, so darf dIes nur in der vom PrOferbestätigten oder
In einer van Ihm ausdrOcklich zugelassenen anderen Form erfolgen.

(4) Widerruft der PrOler den Beställgungsvermerk, so darf dieser
nleht welterverwendet werden. Wurde der Jahresabschluss mit dem
Beslällgungsvermerk veröffentlicht, so Ist auch der Widerruf zu
verölfenlllchen.

(5) FOrsonstige gesetZliche und freiwillige AbcchluccprOlungen aowie
IOrandere PrOfungen gelten die obigen Grundsätze sinngemäß.

------------------------------------------ --_ .._- .... - ..-.


